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Hamburgisches Oberverwaltungsgericht 
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Beschluss 

In der Verwaltungsrechtssache 

Prozessbevollmächtlgte: 
Rechtsanwältin Maxi Schele, 
Eulenstraße 43, 
22765 Hamburg, 

·.gegen 

Bundesrepublik DE1utsot1land, 
vertreten durch das Bundesministerium des Innern, 
dieses vertreten durch 
das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
-Außenstelle Hamburg·, 
Saohsenstraße 12/14, 
20097 Hamburg, 
• 6613144-475 - ' 

s. 02/03 

·Kläger· 

- Beklagte. 

hat das Hamburglsohe Oberverwaltungsgericht, 1. Senat, am 19. Juli 2017 durch 

den Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts Mehmel, 
den Richter am Oberverwaltungsgericht Engelhardt, 
die Richterin am Oberverwallungsgeilcht Groß 

beschlossen: 

./Mel. 
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Auf den Antrag des Klägers wird die Berufung gegen das aufgrund der mündli­

chen Verhandlung vom 15. März 2017 ergangene Urteil des Verwaltungsgerichts 

Hamburg zugelassen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Das Antragsverfahren wird als Berufungsverfahren fortgesetzt; der Einlegung einer Beru­
fung bedarf es nicht. 

Die Berufung Ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dle111e111 Beschlusses zu begrün­
den. Die Begründung ist beim Hamburgischen Oberverwaltungsgericht, Lübeckertordamm 
4, 20099 Hamburg, einzureichen. Die Begründungsfrist kann a.uf einen vor Ihrem Ablauf 
gestellten Antrag verlängert werden. Die Begründung muss einen bestimmten Antrag so­
wie die im Einzelnen anzuführenden Grande der Anfechtung enthalten. 

Im Berufungsverfahren besteht für jeden Beteiligten Vertretungszwang gemäß § 67 Abs. 4. 
VwGO. 

Grjjnde 

Auf den zulässigen Antrag des Klägers wird die Berufung gegen das aufgrund mündlicher 

Verhandlung vom 5. März 2017 ergangene Urteil des Verwaltungsgerichts Hamburg zu­

gelassen, weil der Rechtssache aus den vom Kläger dargelegten Gründen grundsätzliche 

Bedeutung im Sinn von § 78 Abs. 3 Nr. 1 AsylG zukommt. 

. Das Berufungsverfahren gibt dem Berufungsgericht Gelegenheit, zu der Frage Stellung zu · 

nehmen, ob einer männlichen Person im wehrdienstpflichtigen Alter im Falle der Rückkehr 

nach Syrien mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung i.S,d. § 3 AsylG droht. 

Mehmel Engelha rdt Groß 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Hamburg, den 20.07.2017 

Melchior 
als Urkundsbeamtln der Geschäfts­
stelle 
Duroh m••chlnltll• Bo~rbeitung bElQloublgl­
ohne Unllil'l!ohrlfl gültig. 




